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Die Entwicklung
der Subventionen
in Deutschland
seit Beginn der
neunziger Jahre

Staatliche Subventionen zielen auf

eine Korrektur der Ergebnisse von

Marktprozessen ab. In einem markt-

wirtschaftlich organisierten System be-

d'rfen solche Eingriffe stets einer be-

sonderen Rechtfertigung und fortlau-

fenden kritischen )berpr'fung. Neben

den ordnungspolitischen )berlegun-

gen zwingen auch die noch immer

angespannte Lage der ,ffentlichen

Finanzen und die hohe Abgabenbelas-

tung zu einer konsequenten Begren-

zung des Einsatzes solcher Hilfen.

Diese finanzpolitische Aufgabe wird

im Grundsatz weithin anerkannt, doch

st,ßt ihre konkrete Umsetzung auf

Widerstand. Erschwert wird sie weiter-

hin dadurch, dass eine eindeutige

Abgrenzung des Subventionsbegriffs

fehlt. Abh6ngig von der gew6hlten

Definition ergeben sich n6mlich nicht

nur unterschiedlich hohe F,rderni-

veaus, sondern auch ein unterschied-

liches Spektrum f'r den Subventions-

abbau. Eine Erfolgskontrolle von Sub-

ventionen wird auch angesichts der

Vielzahl von Instrumenten und ihrer

unterschiedlichen und teilweise kaum

zu quantifizierenden Auswirkungen

nur begrenzt durchgef'hrt. Im Folgen-

den wird auf diese Problematik n6her

eingegangen und die Entwicklung der

staatlichen Finanzhilfen und Steuerver-

g'nstigungen seit der Wiedervereini-

gung aus dem Blickwinkel der ,ffent-

lichen Haushalte nachgezeichnet.
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Zur Definition der Subventionen

Im Grundsatz wird bei der Definition des Sub-

ventionsbegriffs darauf abgestellt, dass ein-

zelne sektorale oder regionale Teilbereiche

einer Volkswirtschaft gegen.ber anderen, die

als „Normalfall“ gelten und damit Vergleichs-

maßstab sind, durch die Gew3hrung staat-

licher Hilfen bevorzugt werden, um die Wirt-

schaftst3tigkeit dort anzuregen. Trotz jahr-

zehntelanger Diskussionen gibt es aber keine

einheitliche Definition der Subventionen. So

folgt der im zweij3hrigen Turnus von der Bun-

desregierung vorzulegende Subventionsbe-

richt gem3ß § 12 des Stabilit3ts- und Wachs-

tumsgesetzes (StWG), der dieser Bericht-

erstattung im Wesentlichen zu Grunde gelegt

werden soll, einer eher engen Abgrenzung.

Dagegen kommt zum Beispiel das Kieler Insti-

tut f.r Weltwirtschaft zu einem weitaus h=-

heren Subventionsvolumen (vgl. hierzu im

Einzelnen die ?bersicht auf S. 17 sowie das

nebenstehende Schaubild).

Abgrenzungsprobleme ergeben sich zun3chst

daraus, dass staatliche Hilfen nicht nur in

Form von Zusch.ssen und Steuerverg.nsti-

gungen – den beiden wichtigsten Subven-

tionsarten – gew3hrt werden. Vielmehr sind

grunds3tzlich auch verbilligte Darlehen,

sonstige Einnahmenverzichte, B.rgschaften,

Garantien und Regulierungsmaßnahmen1) zu

erfassen. Hier spielen nicht zuletzt Unterneh-

mensbeteiligungen eine Rolle, bei denen der

Staat auf eine markt.bliche Rendite auf das

eingebrachte Kapital verzichtet. Im Gegen-

satz zum Subventionsbericht der Bundesre-

gierung wertet die Europ3ische Kommission

im Rahmen ihrer Subventionskontrollen auf

der Grundlage des EG-Vertrags solche Kapi-

talzuf.hrungen – wie im Falle der Westdeut-

schen Landesbank – als Beihilfen.

Weitere Probleme ergeben sich hinsichtlich

der Abgrenzung der Subventionsempf3nger.

Subventionen zielen auf den Unternehmens-

sektor ab. Freilich gibt es auch staatliche Leis-

tungen, die privaten Haushalten mit dem Ziel

einer Verbilligung bestimmter G.ter gew3hrt

werden. Solche Zuwendungen wirken eben-

falls auf die betreffenden Wirtschaftszweige

und sind damit letztlich direkten Zahlungen

an Unternehmen vergleichbar. Ein Beispiel ist

die Eigenheimzulage, mit der Personen be-

g.nstigt werden, die Wohnraum f.r die

Mrd DM

Institut für Weltwirtschaft

Bundessubventionsbericht

Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen (ESVG 1995)

Subventionen in
verschiedenen Abgrenzungen
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1 Vgl. hierzu: Deutsche Bundesbank, Preiswirkungen der
Deregulierung und Privatisierung auf den G.term3rkten,
Monatsbericht, Dezember 2000, S. 31 ff.
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Verschiedene Abgrenzungen des Subventionsbegriffs

Gegenstand des Subventionsberichts des Bun-
des sind besondere Verg'nstigungen, die er
einzelnen Wirtschaftszweigen oder Regionen
mit dem Ziel einer Beeinflussung ihrer Wirt-
schaftst6tigkeit gew6hrt. Allgemeine Staats-
aufgaben wie zum Beispiel die Sozialpolitik,
aber auch der Ausbau der Infrastruktur werden
dabei ausgeblendet. Grunds6tzlich werden
nicht nur private Unternehmen als m,gliche
Subventionsempf6nger angesehen, sondern
auch private Haushalte, wenn die Beg'nsti-
gung unmittelbar auf die Beeinflussung eines
Teils der Wirtschaft zielt. So wird die Eigen-
heimzulage, nicht aber das Wohngeld, das als
soziale Leistung gewertet wird, einbezogen.
Bundesunternehmen werden ebenso wie die
Treuhandanstalt im Subventionsbericht nicht
beachtet, da sie keine „Stellen außerhalb der
Bundesverwaltung“ sind, 'ber deren Subven-
tionierung der Bund nach § 12 Abs. 2 StWG
Rechenschaft abzulegen hat. In die Subven-
tionssumme werden Steuerverg'nstigungen
und Finanzhilfen eingerechnet. Zu den letzte-
ren werden auch Darlehen mit ihrem Ausgabe-
betrag gez6hlt. Der Bund konzentriert sich in
seinem Subventionsbericht auf Maßnahmen,
die seinen Haushalt betreffen. F'r 1998 wird
dessen Subventionsvolumen auf gut 41 Mrd
DM beziffert. Außerdem erfasst der Bund auch
die auf L6nder und Gemeinden entfallenden
Steuerverg'nstigungen und weist nachrichtlich
die vergleichbar abgegrenzten Finanzhilfen
der L6nder und Subventionen von Gemeinden
sowie der Europ6ischen Union aus. Auch die
Darlehensvergabe des ERP-Sonderverm,gens
wird in die Subventionssumme einbezogen,
obwohl Zinszusch'sse an dieses bereits im Bun-
deshaushalt als Subvention erfasst werden. Im
Jahr 1998 betrug die Summe der Beihilfen in
dieser Abgrenzung gut 117 Mrd DM oder
3,1 % des BIP.

Eine insgesamt engere Subventionsabgren-
zung wird in den Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen verwendet. Erfasst werden
hier nur „laufende Zahlungen ohne Gegen-
leistung, die der Staat oder Institutionen der
Europ6ischen Union an gebietsans6ssige Pro-
duzenten leisten“. 1) Damit werden zwar
zus6tzlich zum Subventionsbericht des Bundes
die laufenden Zusch'sse an Krankenh6user

und Ausgaben der Bundesanstalt f'r Arbeit
f'r Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen teilweise
als Subventionen verbucht. 2) Steuerverg'nsti-
gungen und Leistungen an private Haushalte
bleiben aber unber'cksichtigt. Bedeutsam ist
auch die Ausgrenzung der Investitionszu-
sch'sse als Verm,gens'bertragungen (54 Mrd
DM). Darlehen werden in den VGR nicht als
Ausgaben, sondern als finanzielle Transaktio-
nen erfasst und gelten deshalb nicht als Bei-
hilfen. Das Gesamtvolumen der Subventionen
belief sich in der VGR-Abgrenzung im Jahr
1998 auf 80,8 Mrd DM oder 2,1% des BIP.

Den insgesamt wohl weitesten Subventions-
begriff wendet das Kieler Institut f�r Welt-
wirtschaft an. 3) Prinzipiell sind in dieser Ab-
grenzung neben dem im Subventionsbericht
des Bundes erfassten Empf6ngerkreis auch
alle staatlichen Anbieter marktf6higer Leis-
tungen, die ihre Ausgaben nicht voll durch
spezifische Entgelte decken, Subventionsemp-
f6nger. Wegen der R'ckzahlungspflicht blei-
ben aber Darlehensvergaben des ERP-Sonder-
verm,gens in der Subventionssumme unbe-
r'cksichtigt. Die Treuhandanstalt wird einbe-
zogen. Die Steuerverg'nstigungen werden
aus dem Subventionsbericht 'bernommen
und – mit Ausnahme vor allem des Sparer-
Freibetrags – noch um die Punkte erg6nzt, die
seit dem 6. Subventionsbericht insbesondere
wegen der Breite ihres Beg'nstigtenkreises
vom Bund nicht mehr zu den Subventionen
gerechnet, sondern nur noch in einer weite-
ren Anlage aufgef'hrt werden. Gewichtig
sind dabei vor allem die Umsatzsteuerbefrei-
ung 6rztlicher Leistungen sowie der Sonder-
ausgabenabzug f'r Kirchensteuerzahlungen.
So abgegrenzt beliefen sich die Steuerver-
g'nstigungen 1998 auf knapp 74 Mrd DM
gegen'ber fast 45 Mrd DM in der Abgren-
zung des Bundessubventionsberichts. Die
Finanzhilfen addieren sich f'r 1998 vor allem
durch die st6rkere Einbeziehung staatlicher
Leistungserbringer von Eisenbahnen bis zu
Krankenh6usern, aber auch der aktiven
Arbeitsmarktpolitik der Bundesanstalt f'r
Arbeit und des Wohngeldes auf gut 229 Mrd
DM, so dass das Gesamtvolumen der Subven-
tionen nach dieser weiten Abgrenzung
303 Mrd DM oder 8 % des BIP betrug.

1 Eurostat (1996), Europ6isches System Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen. ESVG 1995, Luxemburg, S. 78 (4.30). —
2 Vgl. hierzu: Essig, H. und N. Hartmann (1999), Revision
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1991 bis
1998, in: Wirtschaft und Statistik, 6/1999, S. 477. —

3 Vgl. zu dem im Folgenden beschriebenen Konzept und
den Daten: Boss, A. und A. Rosenschon (2000), Subven-
tionen in Deutschland: Eine Aktualisierung, Kieler Diskus-
sionsbeitr6ge 356, Kiel.

Deutsche Bundesbank
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Eigennutzung erstellen oder erwerben. Auch

die Gew3hrung des Wohngeldes k=nnte

letztlich als indirekte Subvention f.r den

Wohnungssektor eingestuft werden, doch

steht hier die soziale Zielrichtung noch st3rker

im Vordergrund. An diesem Beispiel zeigt sich

jedoch, dass die ?berg3nge zu anderen Aus-

gabenarten – wie den Ausgaben f.r soziale

Zwecke – fließend sind.

Schließlich bereitet auch die Abgrenzung des

privaten Sektors von den eigentlichen staat-

lichen Aufgaben Schwierigkeiten. So sind

Finanzhilfen an =ffentliche Unternehmen und

sonstige =ffentliche Einrichtungen weit ver-

breitet. Insoweit diese im Wettbewerb mit

privaten Unternehmen stehen, w3re eine sol-

che Bezuschussung ebenfalls als Beihilfe zu

werten. Die Europ3ische Kommission bezieht

vor diesem Hintergrund die =ffentlichen

Unternehmen grunds3tzlich in ihre Subven-

tionskontrollen ein. Das Institut f.r Weltwirt-

schaft erfasst auch Zusch.sse an Theater und

Museen als Subventionen.

Der tats3chliche Umfang der Beg.nstigung

kann von den im =ffentlichen Haushalt erfass-

ten Zahlungsstr=men deutlich abweichen.

W3hrend bei Zusch.ssen und Steuererm3ßi-

gungen die Subventionskomponente noch

relativ leicht bestimmt werden kann, ist dies

etwa bei Sonderabschreibungen, Darlehen,

B.rgschaften, besonders gut dotierten

=ffentlichen Auftr3gen und Regulierungs-

maßnahmen, die vor Konkurrenten sch.tzen

und damit ebenfalls als Beg.nstigung anzuse-

hen sind, problematischer. Beispielsweise

wird versucht, bei zinsverbilligten Darlehen

einen festen Anteil ihres Gesamtvolumens als

Beihilfe zu veranschlagen.2)

Auch die Ermittlung der effektiven Haushalts-

belastung durch Subventionen ist nicht ohne

Probleme. W3hrend Zusch.sse eindeutig er-

fasst werden k=nnen, sind bei den infolge der

Einr3umung von Steuerverg.nstigungen ent-

gangenen Steuereinnahmen Sch3tzungen er-

forderlich. Bei der Darlehensvergabe ist die

Ausgabenbelastung nicht endg.ltig. Hier w3-

ren Darlehensr.ckfl.sse gegenzurechnen, die

aber stets „Altf3lle“ und damit nicht die Sub-

ventionspolitik der Berichtsperiode betref-

fen.3) Kredite von Stellen außerhalb der Kern-

haushalte wie etwa der Kreditanstalt f.r Wie-

deraufbau werden im Subventionsbericht des

Bundes nur .ber Zinszusch.sse erfasst. Damit

wird deutlich, dass die dort ausgewiesenen

Subventionsbetr3ge ein sehr unterschiedli-

ches Ausmaß an F=rderwirkung entfalten

k=nnen. Darlehensvergaben werden vor

diesem Hintergrund – im Gegensatz zum

Subventionsbericht des Bundes – im Folgen-

den nicht in die Subventionen eingerechnet,

sondern lediglich nachrichtlich ausgewiesen.

Subventionsgeber sind vor allem Bund und

L3nder, aber auch die Gemeinden. Außerdem

gew3hrt die Europ3ische Union Finanzhilfen,

die allerdings mit Ausnahme der Marktord-

nungsausgaben im Agrarsektor unmittelbar

2 So setzt die EU-Kommission in ihrem in diesem Jahr er-
schienenen 8. Bericht .ber staatliche Beihilfen in der
Europ3ischen Union die F=rderkomponente mit 15 % des
Darlehensbetrags an. Vor 1995 hatte man angesichts des
h=heren Zinsniveaus den Beihilfeanteil auf 33 % beziffert.
Erfasst werden m.sste freilich die Differenz zwischen der
verbilligten und der jeweiligen markt.blichen Verzinsung.
3 Auch bei Sonderabschreibungen und der Inanspruch-
nahme aus B.rgschaften ist diese Problematik bedeut-
sam.

Ermittlung des
Subventions-
gehalts

Haushalts-
belastung

Subventions-
geber
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.ber die Haushalte von Bund und L3ndern

erfasst werden. Dar.ber hinaus vergeben

=ffentliche F=rderbanken wie vor allem die

Kreditanstalt f.r Wiederaufbau zinsg.nstige

Darlehen. In der ersten H3lfte der neunziger

Jahre leistete .berdies die Treuhandanstalt

umfangreiche Hilfen zur Restrukturierung der

ostdeutschen Wirtschaft.

Zur Rechtfertigung von Subventionen

Aus ordnungspolitischer Sicht bed.rfen Bei-

hilfen in einer Marktwirtschaft immer einer

besonderen Rechtfertigung, weil sie .ber eine

Ver3nderung der relativen Preise gesamtwirt-

schaftliche Verzerrungen nach sich ziehen

k=nnen. Nur wenn ohne Staatseingriff ein

unter Allokations- oder Verteilungsaspekten

unerw.nschtes Marktergebnis zu erwarten

w3re, kann die Gew3hrung von Subventio-

nen gerechtfertigt sein.

Marktversagen ist unter anderem bei solchen

Leistungen zu erwarten, die .ber ihren

Marktwert hinaus positive externe Effekte mit

sich bringen. Da Nutzer vom Genuss dieser

positiven Externalit3ten nicht ausgeschlossen

werden k=nnen, k=nnen hierf.r auch keine

kostendeckenden Entgelte gefordert werden.

Hier ist beispielsweise der Bereich der Land-

schaftspflege anzuf.hren.

Ber.cksichtigt man die sowohl von staatlicher

als auch von privater Seite zu tragenden

Kosten, die von besonders scharfen dauer-

haften Nachfrageverlagerungen oder Ange-

botsschocks ausgehen k=nnen, kann es er-

w.nscht sein, den Anpassungsdruck in be-

sonders betroffenen Regionen abzufedern.

Beispielsweise k=nnte es zu starken Abwan-

derungen kommen, wenn angesichts einer

r3umlichen Konzentration von Krisenbran-

chen die Absorptionskapazit3ten ersch=pft

sind und sich der Abschwungprozess schließ-

lich selbst zu verst3rken droht. Zur Verhinde-

rung dieser „passiven Sanierung“ k=nnen re-

gionale Zusch.sse beitragen. Da es bei sol-

chen Krisen nur um die Abfederung eines An-

passungsdrucks gehen kann, sind die Hilfen

stets zeitlich zu begrenzen und degressiv aus-

zugestalten. Anderenfalls droht die Eigen-

initiative zur ?berwindung von Krisen zu

erlahmen. Es k=nnte dann eine anhaltende

Abh3ngigkeit von Subventionen entstehen.

Subventionen werden h3ufig auch als „Start-

hilfe“ gerechtfertigt. So wird auf die beson-

deren Schwierigkeiten beim Aufbau neuer

M3rkte hingewiesen, wobei es angesichts un-

gewisser Absatzm=glichkeiten Probleme be-

reiten w.rde, gen.gend Kapital zu beschaf-

fen. Allerdings ist zu bezweifeln, dass der

Staat besser als erfolgsorientierte Kapitalge-

ber erkennen kann, ob ein neues Produkt

erfolgreich sein wird und eine Anschubf=rde-

rung somit sinnvoll ist. In diesem Bereich bil-

det zudem der sich rasch entwickelnde Markt

f.r Wagniskapital eine systemkonforme Hilfe-

stellung. Bei neu gegr.ndeten Unternehmen

bleibt aber die Mittelbeschaffung vor allem

wegen fehlender Sicherheiten problematisch.

Eng begrenzte staatliche Hilfen k=nnten dazu

beitragen, daraus resultierende Startblocka-

den zu l=sen.4)

4 Vgl. hierzu im Einzelnen: Deutsche Bundesbank, Der
Markt f.r Wagniskapital in Deutschland, Monatsbericht,
Oktober 2000, S. 15 ff.
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Wird aus den dargelegten Gr.nden eine Sub-

ventionierung f.r unausweichlich gehalten,

sind deren Ziele exakt zu definieren, um eine

Erfolgskontrolle durchf.hren zu k=nnen. Sol-

che Kontrollen sind erforderlich, um st3ndig

.berpr.fen zu k=nnen, ob die Subventionen

noch zu rechtfertigen oder Alternativmaß-

nahmen mit einem besseren Kosten-

Nutzen-Verh3ltnis vorzuziehen sind. Werden

solche Kontrollen nicht hinreichend sorgf3ltig

durchgef.hrt, besteht die Gefahr einer Beibe-

haltung von Hilfen, obwohl deren Berechti-

gung nicht mehr gegeben ist.

Die Entwicklung der Subventionen

In der im Folgenden verwendeten Abgren-

zung des Subventionsberichts der Bundes-

regierung (ohne die dort ebenfalls erfassten

Darlehensgew3hrungen) belief sich 1991 die

Summe der von Bund, L3ndern, Gemeinden

und der EU gew3hrten Beihilfen, die sich aus

den Finanzhilfen und den Steuerverg.nsti-

gungen zusammensetzen, auf 88 Mrd DM

oder 3,0 % des Bruttoinlandsprodukts.5) Hier-

in sind bereits Hilfen f.r die neuen Bundesl3n-

der enthalten,6) die in den Folgejahren noch

deutlich ausgeweitet wurden. Bis 1993 wuch-

sen die Beihilfen auf fast 94 Mrd DM. Sie gin-

gen dann bis 1995 angesichts der Reduzie-

rung von F=rdermaßnahmen f.r die alten

Bundesl3nder leicht auf 93 Mrd DM zur.ck.7)

Im Jahr 1996 kam es zu einem starken An-

stieg auf 100 Mrd DM, der jedoch darauf zu-

r.ckzuf.hren war, dass nach einer Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts die .ber

ein Sonderverm=gen gew3hrte Verstro-

mungshilfe f.r den Steinkohlenbergbau nicht

l3nger durch eine Sonderabgabe von den

Stromverbrauchern („Kohlepfennig“) finan-

ziert werden durfte. Statt dessen wurden Zu-

sch.sse von zun3chst 7,5 Mrd DM aus dem

Haushalt des Bundes gezahlt, die seitdem

in dessen Subventionsbericht nachzuweisen

sind. Der weitere Anstieg der Beihilfen im

Jahr 1997 auf 101 Mrd DM ist vor allem

%

1991 1999

Subventionen in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt

Quelle: Subventionsberichte des Bundes,
teilweise eigene Berechnungen. Subven-
tionen von Bund, Ländern und Gemeinden
sowie der EU, ohne Darlehensvergabe.
Angaben für 1999 sind Sollwerte.

Deutsche Bundesbank
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1,0
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0

92 93 94 95 96 97 98

Steuervergünstigungen

Finanzhilfen

5 Daneben erhielten einzelne Wirtschaftszweige aus
diesen Haushalten noch Darlehen von gut 3 Mrd DM.
Außerdem gew3hrte das ERP-Sonderverm=gen Darlehen
von 11 Mrd DM, und die Kreditanstalt f.r Wiederaufbau
(KfW) sagte Kredite von 30 Mrd DM zu.
6 Im Jahr 1989 hatte sich das Subventionsvolumen noch
auf 70 Mrd DM belaufen. Die Relation zum BIP blieb aber
nahezu unver3ndert.
7 Die Entwicklung wird dabei noch durch eine Nnderung
der Verbuchung im Jahr 1995 verzerrt. Bei den Finanzhil-
fen wurde eine Neuzuordnung von Zahlungen im Bereich
der regionalen Wirtschaftsf=rderung und im Verkehrssek-
tor vorgenommen. Ein großer Teil des R.ckgangs der
L3nderfinanzhilfen von fast 3 Mrd DM in diesem Jahr
d.rfte hierauf zur.ckzuf.hren sein und somit keinen
Subventionsabbau anzeigen.
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Subventionen nach Wirtschaftszweigen *)

Mrd DM

Wirtschaftszweige 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 1)

Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr)
Finanzhilfen 14,6 15,5 18,6 16,3 14,1 7) 21,7 22,2 21,4 20,7
darunter:

Bundeszusch'sse f'r den Steinkohlen-
absatz 2) 2,6 2,5 2,4 2,0 1,8 7) 9,1 8,3 8,1 8,0

Steuerverg'nstigungen 22,3 20,3 20,0 17,7 22,2 21,1 17,6 15,4 13,4
darunter:

F,rderung West-Berlin und Zonenrand 13,5 8,3 5,3 3,5 2,7 2,1 1,2 0,7 0,4
darunter:

Umsatzsteuerpr6ferenz West-Berlin 3,0 1,7 0,4 . . . . . .
Arbeitnehmerzulage West-Berlin 3,4 2,4 1,6 0,8 0,1 . . . .

F,rderung neue L6nder einschl. Berlin 4,5 8,6 11,7 11,2 14,4 14,0 10,6 8,8 3,0
darunter:

Sonderabschreibungen f'r betriebliche
Investitionen 1,5 1,6 3,9 4,8 8,8 9,1 5,8 5,6 1,0
Investitionszulagen 1,0 4,3 5,2 4,4 3,6 2,5 1,8 1,3 1,3

Tarifbegrenzung gewerblicher Eink'nfte . . . . 1,7 1,5 2,5 2,6 4,2
Ausnahmen von der „Kkosteuer“ . . . . . . . . 3,1

Zusammen 37,0 35,8 38,6 34,0 36,3 42,8 39,8 36,9 34,1

Ern&hrung, Landwirtschaft und Forsten
Finanzhilfen 21,6 27,1 22,0 19,9 19,6 19,4 18,5 18,1 19,5
darunter:

Marktordnungsausgaben der EU 10,5 15,5 12,7 11,3 11,4 11,5 11,0 11,2 12,2

Steuerverg'nstigungen 2,9 1,4 1,0 0,9 0,9 1,0 1,0 1,0 0,9

Zusammen 24,5 28,5 23,0 20,8 20,5 20,4 19,4 19,1 20,4

Wohnungswesen
Finanzhilfen 7,0 8,5 6,6 9,6 10,0 9,3 9,3 8,9 8,9
darunter:

Bundeszusch'sse f'r Sozialen Wohnungsbau 1,5 1,8 1,6 2,0 2,1 2,5 2,5 2,4 2,0

Steuerverg'nstigungen 7,3 8,4 10,7 12,1 12,2 13,4 16,7 18,8 19,2
darunter:

§§ 7b und 10e (inkl. 34f) EStG 5,7 6,7 9,0 10,4 11,2 11,5 10,0 8,7 7,2
Eigenheimzulage (inkl. Kinderzulage) . . . . . 0,5 3,5 7,0 10,2

Zusammen 14,3 16,8 17,3 21,7 22,2 22,7 25,9 27,7 28,1

Verkehr
Finanzhilfen 2,5 2,2 2,6 3,2 2,6 2,6 2,8 2,8 2,5
Steuerverg'nstigungen 1,8 2,0 2,2 2,1 2,1 2,1 2,1 2,2 2,4

Zusammen 4,3 4,2 4,8 5,3 4,7 4,7 5,0 5,0 5,0

Sonstige Hilfen
Finanzhilfen 0,6 0,6 0,6 0,5 0,4 0,3 0,5 0,6 0,9

Steuerverg'nstigungen 4,6 5,0 6,1 6,2 5,7 5,9 6,9 7,3 7,8
darunter:

Steuerfreiheit von Zuschl6gen u.a. f'r
Nachtarbeit 1,2 1,3 1,8 1,8 2,3 2,3 3,4 3,5 3,6
Umsatzsteuererm6ßigungen 1,9 2,2 2,8 3,0 2,9 3,0 3,1 3,4 3,5

Zusammen 5,2 5,6 6,6 6,7 6,1 6,2 7,3 8,0 8,7

Alle Bereiche 3)
Finanzhilfen 49,2 56,8 53,7 53,1 49,7 56,5 56,5 55,1 55,7
Steuerverg'nstigungen 38,9 36,7 39,9 39,0 43,1 43,5 44,3 44,7 43,9

Insgesamt 88,1 93,5 93,6 92,1 92,8 100,0 100,8 99,8 99,6

nachrichtlich:

Treuhandanstalt 4) 15,6 23,0 28,7 31,6 1,1 0,5 0,5 1,0 1,1

Darlehen von Bund und L6ndern 3,4 3,5 4,3 4,3 4,0 3,8 3,4 3,0 3,0
Darlehen des ERP 10,8 11,5 9,0 10,5 11,5 11,0 13,3 12,9 13,0
Kreditzusagen der KfW 5) 29,8 27,3 19,8 29,5 23,8 27,2 32,7 40,1 54,7

B'rgschaften des Bundes 6) 191,8 202,2 214,7 223,5 238,3 252,3 267,7 268,1 272,9

* Aufgliederung der Finanzhilfen nach Wirtschaftszwei-
gen ohne Subventionen der Gemeinden. Darlehen wur-
den herausgerechnet. Die Entwicklung der Steuerver-
g'nstigungen ist auch durch methodische Lnderungen
und Sch6tzrevisionen beeinflusst. Quelle: Subventionsbe-
richte des Bundes, teilweise eigene Berechnungen. —
1 Soll. — 2 Einschl. Stilllegungshilfen. — 3 Einschl. der
Subventionen der Gemeinden. — 4 Ausgaben der Treu-

handanstalt f'r das „Kerngesch6ft“ und Leistungen des
Bundes f'r Nachfolgeeinrichtungen. — 5 Nur f'r den
Wohnungssektor und die gewerbliche Wirtschaft. —
6 Best6nde jeweils zum 30. Juni. Nur B'rgschaften f'r
Exporte, Sonstige Binnenwirtschaft und Treuhandanstalt-
Nachfolgeeinrichtungen. — 7 Ab 1996 einschl. Verstro-
mungshilfen f'r Steinkohle von zun6chst 7,5 Mrd DM.

Deutsche Bundesbank
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auf im Subventionsbericht vorgenommene

Sch3tzrevisionen sowie eine deutliche Aus-

weitung der Hilfen f.r die Wohnungswirt-

schaft zur.ckzuf.hren. Bis 1999 sank das

Subventionsvolumen wieder leicht auf knapp

100 Mrd DM. ?ber den gesamten Zeitraum

hinweg lag es zwar noch h=her als 1991,8)

ging aber in Relation zum BIP um einen

halben Prozentpunkt auf 2 1O2 % zur.ck.

Ber.cksichtigt man zus3tzlich die Hilfen f.r

Unternehmen in den neuen Bundesl3ndern

durch die Treuhandanstalt9) und Zahlungen

des Bundes f.r deren Nachfolgeeinrichtun-

gen, zeigt sich ein Anstieg der Hilfeleistungen

von 104 Mrd DM im Jahr 1991 auf fast

124 Mrd DM im Jahr 1994. Nach der Aufl=-

sung der Treuhandanstalt zum Jahresende

1994 konnten die Zahlungen f.r deren Auf-

gaben von fast 32 Mrd DM auf etwa 1 Mrd

DM reduziert werden. Die so abgegrenzte

Subventionssumme lag 1999 bei 101 Mrd

DM.

Eine Aufteilung der Subventionen (ohne die

Leistungen der Treuhandanstalt, aber auch

ohne die regional nicht zurechenbaren EU-

Marktordnungsausgaben) nach West und Ost

zeigt die Verschiebungen zwischen den alten

Bundesl3ndern einschließlich West-Berlin und

den neuen Bundesl3ndern auf. Im bisherigen

Bundesgebiet wurden die Beihilfen von 1991

bis 1995 vor allem infolge des Auslaufens der

Zonenrand- und der umfangreichen Berlin-

F=rderung nach der Wiedervereinigung von

59 Mrd DM auf 48 Mrd DM reduziert. Beson-

ders hervorzuheben sind dabei der schritt-

weise Abbau der Zulage f.r Arbeitnehmer in

West-Berlin bis zum Jahresende 1994 und die

R.ckf.hrung der dort gew3hrten Umsatz-

steuerverg.nstigungen bis Ende 1993, die im

Jahr 1991 noch zu Steuerausf3llen von je-

weils 3 Mrd DM gef.hrt hatten. In anderen

Bereichen kam es dagegen trotz der

gravierenden Finanzierungsprobleme nach

der Vereinigung insgesamt nicht zu einem ins

Gewicht fallenden Subventionsabbau.

In der zweiten H3lfte der neunziger Jahre

wuchsen die Beihilfen in den alten Bundes-

l3ndern bis 1999 wieder auf 61 Mrd DM.

Ausschlaggebend hierf.r war neben der Ein-

Mrd DM

Finanzhilfen

Steuervergünstigungen

Gesamtsubventionen

1991 1999

Subventionen in den alten 
Bundesländern

Quelle: Subventionsberichte des Bundes,
teilweise eigene Schätzungen. Subventio-
nen von Bund, Ländern und Gemeinden,
ohne Darlehensvergabe. Alte Bundesländer
einschließlich Berlin - West. Angaben für
1999  sind  Sollwerte.
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8 Dies gilt auch bei Bereinigung um die Einbeziehung der
Verstromungshilfen.
9 Dabei wurden hier die gesamten Ausgaben f.r das
„Kerngesch3ft“ der Treuhandanstalt eingerechnet,
wenngleich ein Teil der Aufwendungen auf Sozialtrans-
fers entfiel. Die Zinsbelastungen sowie die Kosten f.r den
Gesch3ftsbetrieb und sonstige Verpflichtungen blieben
unber.cksichtigt.

Einbeziehung
der Treuhand-
anstalt
modifiziert
Gesamtbild

In den alten
Bundesl�ndern
ab 1991 Abbau
teilungs-
bedingter
Subventionen

Starker Anstieg
der Steuerver-
g"nstigungen
seit 1996
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beziehung der Verstromungshilfe ein starker

Anstieg der Steuerverg.nstigungen um fast

8 Mrd DM vor allem durch die Wohnungs-

bauf=rderung, die Ausnahmen von der „Pko-

steuer“ und die Tarifbegrenzung der Ein-

kommensteuer bei gewerblichen Eink.nften.

Die Finanzhilfen gingen dagegen um knapp

2 Mrd DM zur.ck, was allerdings auch auf

der Auslagerung von Maßnahmen aus den

Kernhaushalten beruht.10)

In den neuen Bundesl3ndern sind in der Ent-

wicklung der regional zurechenbaren Subven-

tionen ebenfalls zwei unterschiedliche Phasen

zu verzeichnen. Bis 1996 sind die Beihilfen

von knapp 19 Mrd DM auf fast 34 Mrd DM

stark gestiegen. Der weitaus gr=ßte Teil des

Zuwachses entfiel auf die Steuerverg.ns-

tigungen, die vor allem die Zulagen und Son-

derabschreibungen f.r Investitionen in den

neuen L3ndern umfassten. Infolge dieser

massiven Investitionsf=rderung verdreifachten

sich die Ausf3lle auf Grund der Steuer-

verg.nstigungen von 1991 bis 1996 auf

nahezu 18 Mrd DM.

Seit 1997 haben die Beihilfen dagegen deut-

lich abgenommen (auf 26 Mrd DM im Jahr

1999), was vor allem auf die sinkende Bedeu-

tung der Steuerverg.nstigungen zur.ckzu-

f.hren war. Hier fiel haupts3chlich der suk-

zessive Abbau der Sonderabschreibungen bis

Ende 1998 ins Gewicht. Dies kann freilich nur

zum Teil als eine Reduzierung der Investitions-

f=rderung in den neuen Bundesl3ndern ge-

wertet werden. Der Wegfall der Sonderab-

schreibungen wurde n3mlich durch die Ge-

w3hrung von Investitionszulagen ersetzt, die

eine insgesamt gesehen etwa vergleichbare

F=rderwirkung mit erheblich geringeren kurz-

fristigen Steuerausf3llen erm=glichen, weil

die Unternehmen anders als bei Sonderab-

schreibungen keine sp3teren Mehrbelastun-

gen zu tragen haben. Außerdem spielte f.r

den R.ckgang der Steuerverg.nstigungen

eine Rolle, dass in den alten Bundesl3ndern

1997 die Verm=gensteuer und ein Jahr sp3ter

die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft wur-

Mrd DM

Finanzhilfen

Steuervergünstigungen

Gesamtsubventionen

1991 1999

Subventionen in den neuen
Bundesländern

Quelle: Subventionsberichte des Bundes,
teilweise eigene Schätzungen. Subventio-
nen von Bund, Ländern und Gemeinden,
ohne Darlehensvergabe. Neue Bundesländer
einschließlich Berlin-Ost. Angaben für 1999
sind Sollwerte.
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10 Hessen weist zum Beispiel in seinem 12. Subventions-
bericht darauf hin, dass seit 1999 die Wohnungsbausub-
ventionen fast vollst3ndig aus einem Sonderverm=gen
außerhalb des Haushalts abgewickelt werden. Noch
1998 waren in diesem Bereich Finanzhilfen (einschl. Dar-
lehensvergaben) von gut 450 Mio DM verzeichnet wor-
den. Auch Rheinland-Pfalz erw3hnt in seinem Finanzhil-
fenbericht f.r 1996 bis 1999 eine Aufgabenverlagerung,
die den dortigen R.ckgang der Wohnungsbauhilfen um
gut 200 Mio DM im Jahr 1999 erkl3ren d.rfte. Eine Redu-
zierung von gut 400 Mio DM ergibt sich zudem durch die
Auslagerung des Eigenkapitalhilfeprogramms zur F=rde-
rung selbst3ndiger Existenzen vom Bund auf das ERP-
Sonderverm=gen seit 1997.

In den neuen
L�ndern
bis 1996
erhebliche
Zunahme

Deutlicher
R"ckgang
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den, die beide in den neuen L3ndern nicht er-

hoben worden waren, was dort einen Sub-

ventionstatbestand dargestellt hatte.

Bei einer sektoralen Aufgliederung der Sub-

ventionen von Bund, L3ndern und der EU

zeigt sich eine starke Konzentration auf die

Bereiche Landwirtschaft, Wohnungswesen,

Verkehr und Steinkohlenbergbau. Diese Sek-

toren empfingen im Jahr 1999 zusammen

etwa zwei Drittel der Beihilfen.

Der Bereich Ern3hrung, Landwirtschaft und

Forsten erhielt 1991 Beihilfen von fast 25 Mrd

DM. Mit der Einbeziehung der neuen L3nder

in die Agrarmarktordnung der EU stieg das

Volumen im Folgejahr noch einmal deutlich

auf gut 28 Mrd DM an, war danach aber r.ck-

l3ufig und hat sich ab 1994 bei ungef3hr

20 Mrd DM stabilisiert. Mit .ber 12 Mrd DM

im Jahr 1999 waren dabei die EU-Marktord-

nungsausgaben dominierend, die vor allem

betriebsgr=ßenbezogene Einkommenshilfen

enthalten. Diese werden als Ausgleich f.r die

Einkommensverluste aus den Preissenkungen

gezahlt, die ab 1992 vorgenommen worden

waren, um die Produktionsanreize zu d3mp-

fen und damit das bei vielen Produkten be-

stehende ?berangebot einzud3mmen. Außer-

dem spielen hier Aufwendungen f.r Export-

subventionen und die Lagerhaltung eine

Rolle. Sie sind vor allem dadurch bedingt, dass

immer noch bei vielen Produkten die garan-

tierten Mindestpreise .ber den Weltmarkt-

preisen liegen. Hier besteht – wie auch bei

den nationalen Hilfen – ein betr3chtlicher

Reformbedarf.

Die Agrarsubventionen umfassen außerdem

Beihilfen f.r Dieselkraftstoffe von j3hrlich fast

1 Mrd DM. ?berdies werden erg3nzende Hil-

fen f.r Landwirte in benachteiligten Gebieten

wie Gebirgslagen gew3hrt. Zu diesem Zweck

zahlt die EU einen Zuschuss, der von den Bun-

desl3ndern aufgestockt wird. Dar.ber hinaus

gew3hrt der Bund einen Zuschuss zur Unfall-

versicherung von gut 1O2 Mrd DM, um die Bei-

tragsbelastung der Landwirte zu begrenzen.

Nicht im Subventionsbericht aufgef.hrt wer-

den dagegen die .brigen Teile der landwirt-

schaftlichen Sozialpolitik,11) die vor allem Zu-

sch.sse f.r die branchenbezogene Renten-

und die Krankenversicherung umfasst und

damit letztlich ebenfalls die Betriebe entlas-

tet. Diese .brigen Ausgaben beliefen sich

1999 auf gut 7 Mrd DM.

Die Subventionen an die Wohnungswirt-

schaft12) wiesen in den neunziger Jahren die

weitaus st3rkste Dynamik auf. Diese Leistun-

gen verdoppelten sich von gut 14 Mrd DM im

Jahr 1991 auf 28 Mrd DM im Jahr 1999. Aus-

schlaggebend hierf.r waren die Steuerver-

g.nstigungen beim Erwerb von Wohneigen-

tum, deren Volumen von gut 7 Mrd DM auf

reichlich 19 Mrd DM wuchs. Bis 1996 war

diese starke Zunahme haupts3chlich auf die

wachsenden Steuerausf3lle durch den Sonder-

ausgabenabzug nach § 10e EStG zur.ckzu-

f.hren, bei dem die effektive F=rderh=he vom

Grenzsteuersatz des Bauherrn abhing. Die

hiermit verbundenen Mindereinnahmen er-

11 Die Bundesregierung verweist grunds3tzlich auf den
Agrarbericht, in dem „subventions3hnliche Zuwendun-
gen“ aufgef.hrt werden.
12 Ohne die steuerliche F=rderung von Investitionen in
Mietwohnungen in den neuen Bundesl3ndern zuz.glich
West-Berlin, die dem Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft (ohne Verkehr) zugerechnet wird.

Starke sektorale
Konzentration
der Beihilfen

Vor allem hohe
EU-Hilfen
f"r den
Agrarsektor

Weitere
Agrarhilfen
von Bund
und L�ndern

Starke
Zunahme der
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an die
Wohnungs-
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h=hten sich im Gefolge der bis Mitte der

neunziger Jahre teilweise auch vereinigungs-

bedingt stark steigenden Wohnungsbauinves-

titionen. An Stelle des Sonderausgabenabzugs

wird f.r neue Antr3ge seit 1996 eine Eigen-

heimzulage gew3hrt, die als Abzug von der

Einkommensteuerschuld gezahlt wird und

deshalb unabh3ngig von der H=he des indivi-

duellen Steuersatzes ist. Diese Umstellung der

F=rderung sollte im Prinzip weitgehend auf-

kommensneutral erfolgen. Gleichwohl nah-

men die Steuerausf3lle aus der Eigen-

heimf=rderung weiter zu, was vor allem mit

dem ab 1997 wieder wachsenden Investi-

tionsvolumen zusammenhing. Hierzu k=nnte

neben den bis 1999 r.ckl3ufigen Zinss3tzen

auch beigetragen haben, dass die aus der Um-

stellung der F=rderung resultierenden posi-

tiven Impulse f.r Bezieher geringerer Einkom-

men und Familien mit Kindern st3rker zu

Buche schlugen als die negativen Wirkungen

im oberen Einkommenssegment, in dem Mit-

nahmeeffekte der fr.heren Eigenheimf=rde-

rung .berwogen. Im vergangenen Jahr hat

sich die Zunahme auf Grund der Abschaffung

des Vorkostenabzugs13) wieder abgeflacht. Ab

dem laufenden Jahr werden die Steuerausf3lle

durch die zum Jahresanfang 2000 in Kraft ge-

tretene Senkung der Einkommensgrenze f.r

die Gew3hrung der Eigenheimzulage und die

schw3chere Baukonjunktur ged3mpft.

Die Finanzhilfen f.r das Wohnungswesen wur-

den weniger stark ausgeweitet und beliefen

1991
(85,3 Mrd DM)

Sonstige Hilfen
4%

Sparförderung und
Vermögensbildung
2%

Wohnungs-
wesen
17%

Verkehr
5%

Gewerbliche Wirtschaft
(ohne Verkehr)
43%

Ernährung,
Landwirtschaft, Forsten
29%

1999
(96,3 Mrd DM 1))

Sonstige Hilfen
8%

Sparförderung und
Vermögensbildung
2%

Wohnungs-
wesen
29%

Verkehr
5%

Gewerbliche Wirtschaft
(ohne Verkehr)
35%

Ernährung,
Landwirtschaft, Forsten
21%

Sektorale Aufteilung der Subventionen

Quelle: Subventionsberichte des Bundes, teilweise eigene Berechnungen. Subventionen von Bund, Ländern
und EU, ohne Darlehensvergabe. — 1 Haushaltsansätze.

Deutsche Bundesbank

13 Bis Ende 1998 konnte der Erwerber einer selbstge-
nutzten Immobilie f.r vor dem Bezug durchgef.hrte Er-
haltungsmaßnahmen Aufwendungen bis zu einer be-
stimmten H=he steuerlich wie Sonderausgaben absetzen.
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sich zuletzt auf knapp 9 Mrd DM. Ein guter

Teil dieser Mittel wird f.r den sozialen Woh-

nungsbau verwendet. Allein der Bund gab

hierf.r im letzten Jahr 2 Mrd DM aus. Dane-

ben gew3hrt er auch Zinszusch.sse an die

Kreditanstalt f.r Wiederaufbau, die mit diesen

Mitteln Darlehensprogramme zur Wohnungs-

modernisierung und Heizenergieeinsparung

f=rdert.14)

F.r den Verkehrssektor wurden im gesamten

Berichtszeitraum Subventionen im Umfang

von rund 5 Mrd DM pro Jahr ausgewiesen.

Ein erhebliches Gewicht hat hier die Umsatz-

steuerverg.nstigung, die im Personennahver-

kehr gew3hrt wird. Daneben werden von den

L3ndern Finanzhilfen f.r die Verbilligung von

Sch.ler- und Studentenfahrkarten gezahlt. In

den Verkehrssubventionen nicht enthalten

sind die Bundesleistungen f.r den Schienen-

verkehr in Form von Investitionszusch.ssen

oder zinslosen Darlehen, Entgelte f.r die Auf-

rechterhaltung des Nahverkehrs und die Zu-

sch.sse an das Bundeseisenbahnverm=gen,

das damit vor allem die Pensionen von Bahn-

beamten finanziert. Diese Leistungen gingen

1999 mit fast 30 Mrd DM weit .ber das aus-

gewiesene Subventionsvolumen hinaus.

Unter den vielf3ltigen Subventionen f.r die

.brige gewerbliche Wirtschaft fallen neben

den Investitionsf=rderungsmaßnahmen f.r

die neuen L3nder die Finanzhilfen f.r den

Steinkohlenbergbau erheblich ins Gewicht.

Die Aufwendungen des Bundes hierf.r15)

gingen von 1991 bis 1995 um 1 Mrd DM auf

2 1O2 Mrd DM zur.ck, wobei der weitaus

gr=ßte Anteil auf die Kokskohlenbeihilfe ent-

fiel, die beim Einsatz heimischer Kohle in der

Stahlerzeugung deren Preisniveau auf das der

Importkohle herabschleust. Im Jahr 1996 er-

h=hten sich die Kohlesubventionen aus dem

Bundeshaushalt durch die bereits erw3hnte

Einbeziehung der Verstromungshilfen auf

knapp 10 Mrd DM. Danach waren sie wieder

leicht r.ckl3ufig und sanken bis 1999 auf

8,5 Mrd DM. Dabei wirkte sich der 1997 ver-

einbarte „Kohlekompromiss“ aus, der bis

2005 feste F=rderbudgets vorgibt, die beim

Bund schließlich auf knapp 4 Mrd DM sinken

sollen. Infolge des Drucks der EU zu einer

Umstrukturierung der F=rderung sollen Still-

legungshilfen dabei in den n3chsten Jahren

gr=ßeres Gewicht erhalten.

Unter den anderen Sektoren der gewerb-

lichen Wirtschaft fielen Anfang der neunziger

Jahre noch die Luftfahrtindustrie sowie der

Schiffbau als Subventionsempf3nger ins Ge-

wicht. So wurde 1991 insbesondere der Flug-

zeugbau noch mit fast 1,4 Mrd DM aus dem

Bundeshaushalt unterst.tzt. Angesichts zu-

nehmender Erfolge beim Verkauf des Airbus

wurden die Hilfen f.r die Branche bis 1998

praktisch eingestellt. Auch die Bundeshilfen

f.r den Schiffbau wurden deutlich abgebaut.

Gegen.ber 1991 haben sie sich zuletzt auf

knapp 0,3 Mrd DM halbiert.

14 1999 wurden von der KfW f.r den Wohnungssektor
Kredite mit einem Gesamtvolumen von fast 22 Mrd DM
zugesagt. Bund und L3nder vergeben auch selbst noch
Darlehen f.r den Wohnungsbau. Im Jahr 1999 flossen
aus ihren Haushalten immerhin knapp 3 Mrd DM f.r
diese Zwecke ab.
15 F.r die L3nder werden diese Hilfen im Subventionsbe-
richt des Bundes nicht getrennt ausgewiesen. Das Land
Nordrhein-Westfalen als wichtigster Standort zahlt nach
den Angaben aus seinem 16. Subventionsbericht derzeit
j3hrlich etwa 1,2 Mrd DM Beihilfen an den Steinkohlen-
bergbau.

Verkehrssektor

F�rderung des
Steinkohlen-
bergbaus

Subventions-
abbau in der
Luftfahrt-
industrie sowie
im Schiffbau
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Die Gesamtentwicklung der Subventionen in

der gewerblichen Wirtschaft wird in den

n3chsten Jahren relativ stark durch die Aus-

nahmen von der Ausweitung und Erh=hung

der Energiebesteuerung ab April 1999 ge-

pr3gt. Hier spielt die Steuerverg.nstigung f.r

das Produzierende Gewerbe und die Land-

wirtschaft eine besondere Rolle, die nur 20 %

des Normalsatzes der Stromsteuer und der Er-

h=hung der Mineral=lsteuers3tze f.r Heiz-

zwecke zu zahlen haben. Hierdurch soll

die Wettbewerbsf3higkeit energieintensiver

Branchen in Deutschland gesichert und damit

eine Standortverlagerung ins Ausland vermie-

den werden. Im Jahr 1999 d.rften die Aus-

nahmeregelungen bereits zu Mindereinnah-

men von rund 3 Mrd DM gef.hrt haben.16)

Mit den weiteren beschlossenen Erh=hungs-

stufen d.rfte sich dieser Betrag bis 2003

nahezu verdreifachen.

Mit Steuerausf3llen von gut 4 Mrd DM im

letzten Jahr hat auch die 1994 eingef.hrte

Tarifbegrenzung bei gewerblichen Eink.nften

ein bedeutendes Gewicht erlangt. Um die Zu-

satzbelastung dieser Eink.nfte durch die Ge-

werbesteuer zu begrenzen, wird der Spitzen-

satz der Einkommensteuer um derzeit acht

Prozentpunkte erm3ßigt. Ab dem Jahr 2001

wird diese Regelung durch eine pauschalierte

Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Ein-

kommensteuerschuld abgel=st. Die Steuer-

ausf3lle steigen durch diese Umstellung wei-

ter deutlich an. Im Rahmen der Einkommen-

steuer stellt diese Regelung eine Verg.nsti-

gung dar. Stellt man freilich auf die gesamte

steuerliche Belastung der Unternehmensge-

winne ab, kann sie als Abbau einer steuer-

lichen Mehrbelastung gegen.ber anderen

Einkommensarten gewertet werden.

Unter den sonstigen Hilfen ist vor allem die

Steuerfreiheit der Lohnzuschl3ge f.r Sonn-

tags-, Feiertags- und Nachtarbeit von Bedeu-

tung. Die Steuerausf3lle auf Grund dieses Pri-

vilegs wurden f.r 1999 auf etwa 3,5 Mrd DM

gesch3tzt. Ebenfalls ins Gewicht fallen hier

Umsatzsteuerverg.nstigungen durch die Ge-

w3hrung eines erm3ßigten Steuersatzes f.r

bestimmte G.ter und Leistungen.17)

Probleme der Subventionskontrolle

und Ausblick

Im Subventionsbericht des Bundes werden

die Ziele der Subventionen aufgez3hlt, aber

nicht so weit konkretisiert, dass eine hinrei-

chend genaue Zielerreichungskontrolle m=g-

lich w3re. Eine Bewertung der Wirtschaftlich-

keit wird somit erschwert.18)

16 Im Subventionsvolumen noch nicht enthalten ist der
zus3tzliche Erstattungsanspruch von Unternehmen,
deren „Pkosteuer“-Belastung das 1,2fache der Entlas-
tung bei den Rentenversicherungsbeitr3gen .bersteigt.
17 Hier f3llt es allerdings schwer, die Abgrenzung des
Subventionsberichts nachzuvollziehen. W3hrend zum
Beispiel der erm3ßigte Satz f.r kulturelle und unterhal-
tende Leistungen, aber auch f.r zahntechnische Leistun-
gen als Beihilfe aufgef.hrt wird, bleiben andere Verg.ns-
tigungen unber.cksichtigt. Dies gilt sowohl f.r weitere
Steuererm3ßigungen (beispielsweise bei Lebensmitteln)
als auch f.r alle speziellen Steuerbefreiungen. Diese wer-
den entweder (wie die Befreiung f.r Wohnungsmieten
und f.r Leistungen der Kreditwirtschaft) im Subventions-
bericht .berhaupt nicht erfasst oder nur nachrichtlich (in
Anlage 3) ausgewiesen. W3hrend es den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten freisteht, ob sie von den in der 6. EG-
Richtlinie zur Mehrwertsteuer-Harmonisierung aufge-
f.hrten Erm3ßigungsm=glichkeiten Gebrauch machen,
lassen sich die darin vorgegebenen Steuerbefreiungen
nur .ber eine Nnderung der Richtlinie abbauen.
18 Der Bundesrechnungshof hat darauf bereits 1996 in
seinen Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschafts-
f.hrung hingewiesen. Vgl.: Bundestags-Drucksache 13/
5700, S. 45 ff.
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Subventionskontrolle durch die Europ6ische Kommission

Die Subventionskontrolle der Europ6ischen Kommis-
sion greift tief in die wirtschaftspolitische Souver6ni-
t6t der Mitgliedstaaten ein. Sie ist verankert in der
Aufgabe der Kommission, als „H'terin der Vertr6ge“
das ordnungsgem6ße Funktionieren des Gemeinsa-
men Markts zu gew6hrleisten. Im Wettbewerbskapi-
tel des EG-Vertrags werden ihr dementsprechend weit
reichende Kompetenzen in den Feldern Kartellrecht,
Fusionskontrolle sowie staatliche Beihilfen (Subven-
tionen) zugewiesen. Nach Art. 87 Abs. 1 sind staat-
liche Beihilfen, die einzelne Unternehmen oder be-
stimmte Produktionszweige beg'nstigen, grunds6tz-
lich verboten, sofern sie den Handel zwischen Mit-
gliedstaaten beeintr6chtigen. Dabei kommt es weder
auf die Form der Subvention noch darauf an, ob ein
beg'nstigtes Unternehmen am innergemeinschaft-
lichen Handel beteiligt ist. Es gen'gt, wenn ein wirt-
schaftlicher Vorteil entsteht, durch den Unternehmen
mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten einen Wettbe-
werbsnachteil erleiden w'rden. Die Kommission ist
dabei nicht verpflichtet, die wettbewerbsverzerren-
den Effekte im Einzelnen zu quantifizieren, sondern
kann sich auf die allgemeinen Merkmale staatlicher
Programme mit Beihilfecharakter st'tzen. 1)

Eine Reihe von Ausnahmeregelungen schr6nkt die
Bedeutung dieses Subventionsverbots jedoch ein. Der
Sektor Landwirtschaft ist von den Regeln des Wettbe-
werbskapitels praktisch ausgenommen (Art. 36). Wei-
tere Ausnahmen k,nnen unter anderem einger6umt
werden f'r Beihilfen zur F,rderung wirtschaftlich be-
nachteiligter Regionen, f'r Beihilfen zur Kulturf,rde-
rung sowie in den Bereichen kleine und mittlere
Unternehmen, Forschung und Entwicklung, Besch6fti-
gung und Ausbildung, Umwelt und Umstrukturie-
rung. Kffentliche oder ,ffentlich kontrollierte Unter-
nehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem Inter-
esse erbringen, genießen ebenfalls eine besondere
Stellung (Art. 86 Abs. 2).

Im Rahmen des Kontrollverfahrens (Art. 88) haben die
Mitgliedstaaten die Kommission vor jeder neuen Be-
willigung bzw. Umgestaltung von Beihilfen zu infor-
mieren (Notifizierung). Die Durchf'hrung der Maß-
nahme ist erst dann zul6ssig, wenn sie von der Kom-
mission genehmigt wurde bzw. ihr nicht innerhalb
einer festgelegten (und relativ kurzen) Frist wider-
sprochen wurde. Hat die Kommission Zweifel an der

Rechtm6ßigkeit einer Subvention, leitet sie das
Hauptpr'fverfahren nach Art. 88 Abs. 2 ein, das
Stellungnahmen der unmittelbar Beteiligten sowie
weiterer Parteien umfasst. Die abschließende Ent-
scheidung der Kommission besteht entweder in der
Einstellung des Verfahrens oder in einem negativen
Bescheid, der die Beihilfe f'r unrechtm6ßig erkl6rt.
Der betroffene Mitgliedstaat wird verpflichtet, eine
bereits gew6hrte Beihilfe (einschließlich Zinsen ab
dem Zeitpunkt der Beihilfegew6hrung) von dem be-
g'nstigten Unternehmen wieder einzuziehen. Gegen
die Entscheidung der Kommission steht der Klageweg
vor dem Europ6ischen Gerichtshof offen. F'r den ver-
urteilten Mitgliedstaat hat dies bez'glich der R'ck-
forderung der Beihilfe aber keine aufschiebende Wir-
kung. Auch wenn die Entscheidungen des Gerichtsho-
fes nicht immer zu Gunsten der Kommission ausfallen,
ist tendenziell eher eine Unterst'tzung f'r deren Hal-
tung in der Subventionsbegrenzung zu verzeichnen.

Von Bedeutung f'r die Wirksamkeit der Subventions-
kontrolle ist, dass auch Dritte, in der Regel nichtbe-
g'nstigte Konkurrenzunternehmen, die M,glichkeit
haben, bei der Kommission eine )berpr'fung staat-
licher Beihilfen zu verlangen oder direkt bei nationa-
len Gerichten eine Aussetzung anzustreben.

Zu den Entscheidungen der Europ6ischen Kommis-
sion, die Deutschland direkt betrafen, z6hlen unter
anderem diejenigen gegen Subventionen f'r Produk-
tionsstandorte von Volkswagen in Sachsen 2) und die
Kapitalzuf'hrungen des Landes Nordrhein-Westfalen
an die Westdeutsche Landesbank 3). Im ersten Fall war
nur ein Teil der Subventionen unrechtm6ßig, da Bei-
hilfen zum Ausgleich der durch die Teilung Deutsch-
lands verursachten wirtschaftlichen Nachteile grund-
s6tzlich gestattet sind. Im Ausmaß der gef,rderten
Produktionskapazit6ten wurde jedoch im Vergleich
mit der Gesamtkapazit6t im europ6ischen Automobil-
sektor eine Wettbewerbsverzerrung gesehen. Im
zweiten Fall hatte das Land Nordrhein-Westfalen als
Kapitalgeber nach Ansicht der Kommission keine
markt'bliche Verzinsung verlangt, was der Westdeut-
schen Landesbank durch die deutlich verbesserte Ei-
genkapitalausstattung einen unzul6ssigen Wettbe-
werbsvorteil gegen'ber anderen Banken verschafft
habe.

1 Vgl. unter anderem: Urteil des Europ6ischen Gerichtshofs vom
17. Juni 1999 (K,nigreich Belgien gegen Europ6ische Kommis-
sion, Programm „Maribel“). — 2 Entscheidung der Kommission

vom 26. Juni 1996, Amtsblatt Nr. L 308 vom 29. November 1996. —
3 Entscheidung der Kommission vom 8. Juli 1999, Amtsblatt
Nr. L 150 vom 23. Juni 2000.
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Insgesamt besteht bei nicht ausreichenden Er-

folgskontrollen die Gefahr einer fortschreiten-

den Subventionsausweitung. Die beg.nstigten

Gruppen profitieren in starkem Maße von den

Hilfen und sperren sich gegen deren K.rzung.

Solange die Unwirtschaftlichkeit einer Beihilfe

nicht eindeutig nachgewiesen werden kann,

dominieren diese Partialinteressen im politi-

schen Prozess gegen.ber denen der Mehrheit,

die individuell durch die zus3tzliche Abgaben-

belastung infolge einer speziellen Subvention

nur in geringf.gigem Maße getroffen ist. Diese

Konstellation beg.nstigt eine Ausweitung von

Beihilfen. Dadurch steigt – f.r sich genom-

men – die allgemeine Abgabenbelastung, was

wiederum die Wirtschaftsdynamik bremst. Eine

strikte Kontrolle der Subventionen ist wegen

des damit verbundenen Rechtfertigungsdrucks

somit unerl3sslich. Sie sollte aber nicht nur den

Grad der Zielerreichung .berpr.fen, sondern

auch die eingesetzten Mittel und die mit den

Subventionen verbundenen negativen gesamt-

wirtschaftlichen Folgewirkungen in der Bewer-

tung ber.cksichtigen.

Im Hinblick auf den w.nschenswerten Sub-

ventionsabbau gewinnt die Beihilfenkontrolle

der EU-Kommission an Bedeutung. Die im EG-

Vertrag einger3umten Kompetenzen zur Ver-

meidung von Beeintr3chtigungen des Wirt-

schaftsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten

werden zunehmend weiter ausgelegt und

schr3nken damit die Beihilfenvergabe ein. So

werden nicht mehr nur private Unternehmen

kontrolliert, sondern auch Kapitaleinlagen und

Verlustausgleiche bei =ffentlichen Unterneh-

men begutachtet. Nicht EU-konforme Beihil-

fen sind von den Beg.nstigten verzinst zur.ck-

zuerstatten (vgl. zur Beihilfenkontrolle durch

die EU-Kommission die ?bersicht auf S. 28).

Damit k=nnten die Empf3nger von Subventio-

nen das Interesse an auf einer europarechtlich

unsicheren Basis stehenden Zuwendungen

verlieren, was den Subventionsabbau f=rdern

w.rde.

Auch die allgemeinen finanzpolitischen Erfor-

dernisse wirken auf einen R.ckgang des Sub-

ventionsvolumens hin. Auf den =ffentlichen

Haushalten lastet trotz der in den letzten Jah-

ren erreichten Erfolge noch immer ein erheb-

licher Konsolidierungsdruck. Um der Ver-

pflichtung aus dem Europ3ischen Stabilit3ts-

und Wachstumspakt, mittelfristig ann3hernd

ausgeglichene oder .bersch.ssige Haushalts-

positionen zu erreichen, gerecht zu werden

und außerdem die Abgabens3tze zu senken,

m.ssen die Ausgaben strikt begrenzt und

Steuerverg.nstigungen abgebaut werden.

Auch angesichts der weiter oben dargelegten

engen Kriterien f.r die Gew3hrung von Sub-

ventionen bleibt deshalb die Forderung nach

einem konsequenten Abbau, insbesondere

auch in den gewichtigsten Bereichen, auf der

finanzpolitischen Tagesordnung. Der Kohle-

kompromiss vom M3rz 1997 ist hier ein wich-

tiger Schritt. Insgesamt gesehen will der Bund

nach der mittelfristigen Finanzplanung seine

Finanzhilfen bis zum Jahr 2004 auf etwa

13 Mrd DM (nach gut 21 Mrd DM im Jahr

1999) zur.ckf.hren. Bei den Steuerverg.nsti-

gungen k=nnte es dagegen unter anderem

wegen des wachsenden Gewichts der Aus-

nahmen von der bis 2003 weiter zunehmen-

den Energiebesteuerung zu einem Anstieg

kommen.
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